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Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

11 — 65305 — 2241/57 


Bonn, den 30. November 1957 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlos- 
senen 

Entwurf eines Gesetzes zu der Vereinbarung 
vom 31. Oktober 1956 zwischen der Bundes- 
republik Deutschland und der Schweizerischen 
Eidgenossenschaft über die Zollbehandlung 
von Müllergaze 

nebst Begründung mit der Bitte, die Beschlußfassung des Deut- 
schen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister des Auswärtigen. 

Der Bundesrat hat in seiner 185. Sitzung am 29. November 1957 
gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen 
den Gesetzentwurf keine Einwendungen zu erheben. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Ludwig Erhard 


Drude: Bonner Universitäts-Budidrudeerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger 
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Entwurf eines Gesetzes 

zu der Vereinbarung vom 31. Oktober 1956 zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und der Schweizerischen Eidgenossenschaft 
über die Zollbehandlung von Müllergaze 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 


Artikel 1 

Der durdi Briefwedisel vom 31. Oktober 1956 ge- 
troffenen Vereinbaning zwischen der Bundesrepu- 
blik Deutschland und der Sdiweizerisdien Eidgenos- 
sensdxaft über die Zollbehandlung von Müllergaze 
wird zugestimmt. Der Briefwechsel wird nachstehend 
veröffentlicht. 


Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt auch im Land Berlin, sofern 
das Land Berlin die Anwendung dieses Gesetzes 
feststellt. 


Artikel 3 

Dieses Gesetz gilt im Saarland vom Ende der 
Übergangszeit nach Artikel 3 des Vertrages vom 
27. Oktober 1956 zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und der Französischen Republik zur 
Regelung der Saarfrage (Bundesgesetzbl. II S. 1587). 
§16 des Geestzes über die Eingliederung des Saar- 
landes vom 23. Dezember 1956 (Bundesgesetzbl. I 
S. 1011) bleibt unberührt. 


Artikel 4 

(1) Dieses Geestz tritt am Tage nach seiner Ver- 
kündigung in Kraft. 

(2) Der Tag, an dem die Vereinbarung in Kraft 
tritt, ist im Bundesgesetzblatt bekanntzugeben. 
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Begründung 


1. Zu der Vereinbarung 

In dem Zollvertrag zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und der Schweizerischen Eidgenossen- 
schaft vom 20. Dezember 1951 (Bundesgesetzbl. 1952 
II S. 405) war der Schweiz bei der Tarifnr. 5924 das 
folgende Zollzugeständnis eingeräumt worden: 

„B - Müllergaze, als Meterware oder fertiggestellt; 


1 - aus Seide 5 Vo 

2 - aus anderen Spinnstoffen 8 Vo."' 


Müllergaze im Sinne des Zolltarifs und damit des 
vorstehenden Zollzugeständnisses ist ein festes, un- 
dichtes, durch gleichmäßige Zellengröße sich aus- 
zeichnendes Spezialgewebe ganz in Dreherbindung 
oder in Dreher- und Leinwandbindung. Es wird ins- 
besondere in Mühlenbetrieben zu Siebzwecken, aber 
auch als Schablonengewebe beim Textildruck, dem 
sogenannten Filmdruck, verwendet. 

Entsprechend der Entwicklung der Webetechnik ist 
durch das Brüsseler Zolltarif Schema von 1955 der 
Begriff „Müllergaze" auf ganz in Leinwandbindung, 
also ohne Dreherfäden, hergestellte Gewebe dieser 
Art ausgedehnt worden. Infolgedessen muß auch im 
künftigen deutschen Zolltarif der Begriff „Müllergaze" 
auf leinwandbindige Gewebe erweitert werden. Mit 
dieser international festgelegten Begriffsbestimmung 
wird ein seit langem bestehender schweizerischer 
Wunsch verwirklicht werden. Die in dem anliegen- 
den Briefwechsel vom 31. Oktober 1956 vorgesehene 
Regelung nimmt die künftige Einbeziehung be- 
stimmter leinwandbindiger Gewebe in den Begriff 
„Müllergaze" vorweg und entspricht damit sowohl 
den Interessen der Schweiz als auch denen der be- 
teiligten deutschen Wirtschaftskreise. 

Die Inanspruchnahme des Zollzugeständnisses ist an 
die Bedingung geknüpft, daß die Gewebe ohne Unter- 
schied der Bindung in der aus dem Briefwechsel er- 
sichtlichen Weise abgestempelt sein müssen. Hier- 


durch soll einer nachträglichen Verwendung der 
unter Zollbegünstigung eingeführten Müllergaze zu 
anderen nicht begünstigten Zwecken, etwa zur Her- 
stellung von Kleidungsstücken, vorgebeugt werden. 
Die Stempel sind ein neutrales Kennzeichen ohne je- 
den Hinweis auf Erzeuger und Erzeugungsland; sie 
beeinträchtigen die vorgesehene Verwendung der 
Gewebe zu den begünstigten Zwecken nicht. 


11. Zum Gesetz 

Zu Artikel 1 

Die Zustimmung des Bundestages ist gemäß Arti- 
kel 59 Abs. 2 GG erforderlich, da es sich um eine 
Vereinbarung handelt, die sich auf Gegenstände der 
Zollgesetzgebung bezieht. 

Zu Artikel 2 

Die Vereinbarung soll auch im Land Berlin Gültig- 
keit erlangen. Das Gesetz enthält daher die übliche 
Berlin-Klausel. 

Zu Artikel 3 

Die Bestimmung ist erfoderlich mit Rücksicht auf die 
Zoll- und Währungsunion zwischen dem Saarland 
imd der Französischen Republik während der im 
Kapitel II des Saarvertrages vom 27. Oktober 1956 
festgelegten wirtschaftlichen Übergangszeit. 

Zu Artikel 4 

1. Die Bestimmung entspricht dem Erfordernis des 
Artikels 82 Abs. 2 GG. 

2. Der Tag, an dem die Vereinbarung völkerrechtlich 
für die Bundesrepublik Deutschland in Kraft tritt, ist 
bekanntzugeben. 
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Vereinbarung vom 31. Oktober 1956 

zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Schweizerischen Eidgenossenschaft 
über die Zollbehandlung von Müllergaze 


Der Vorsitzende 
der Deutschen Delegation 

Bonn, den 31, Oktober 1956 


Herr Vorsitzender, 


Von schweizerischer Seite ist gelegentlich der Zollver- 
handlungen, die zu dem am 16. November 1955 Unter- 
zeichneten Dritten Zusatzabkommen zum deutsch-schwei- 
zerischen Zollvertrag vom 20. Dezember 1951 geführt 
haben, der Wunsch vorgebracht worden, das bisherige 
bei Zolltarifnr. 5924 B vereinbarte Zollzugeständnis für 

Müllergaze, als Meterware oder fertiggestcllt: 

aus Seide v 5 (autonom 20 ‘^/o) 

aus anderen Spinnstoffen , . . . v B^^/o (autonom 20 

in der Weise zu ändern, daß leinwandbindige Gewebe 
in das Zollzugeständnis einbezogen werden. 

Die deutsche Seite war bereit, diesem Wunsch Rech- 
nung zu tragen, jedoch sollten zur Sicherung der Zweck- 
bestimmung die als Müllergaze eingeführten Gewebe 
sowohl ganz in Dreherbindung als auch in Dreher- und 
Leinwandbindung als auch ganz in Leinwandbindung 
durch einen Stempelaufdruck gekennzeichnet werden. 

Wie der Schweizerischen Gesandtschaft in Köln durch 
Verbalnote mitgeteilt worden ist, besteht deutscherseits 
Bereitschaft, den deutsch-schweizerischen Zollvertrag in 
Anlage A Teil II dahin zu erweitern, daß hinter der Be- 
stimmung „Zu den Tarifnrn. 5702, 5811 und 5812" einge- 
fügt wird: 

„Zu Tarif nr. 5924 B 

Die Zollsätze von 5®/o bzw. 8®/o des Wertes gelten für 
Müllergaze in Bahnen von unbestimmter Länge oder 
in quadratischen oder rechteckigen Stücken (Meter- 
ware) mit einer Größe von mehr als 1,5 qm, auch ge- 
säumt (fertiggestellt), nur dann, wenn sie durch folgen- 
den Aufdruck gekennzeichnet ist: Der Aufdruck muß 
gemäß Abbildung 1 der Anlage die Form eines Recht- 
eckes von mindestens 8 cm Höhe und von mindestens 
5 cm Breite haben. Das Rechteck wird durch eine mas- 
sive Umrandung von mindestens 0,5 cm Breite gebildet 
und enthält zwei sich schräg kreuzende massive Balken 
von je mindestens 0,7 cm Breite. Die Farbe des Auf- 
drucks ist rot und muß lichtecht und wasserunlöslich 
sein. 

Der Aufdruck muß gemäß Abbildung 2 der Anlage an 
den Rändern unter Freilassung der Webkanten oder 
an deren Stelle der Säume in der Kettrichtung in Ab- 
ständen von je etwa 1 m auf jeder Seite wechselweise 
so angebracht sein, daß er in regelmäßiger Folge nach 
je etwa 50 cm Gewebelänge auf dem rechten und lin- 
ken Rand des Gewebes erscheint." 


Der Vorsitzende 
der Schweizerischen Delegation 

Bonn, den 31. Oktober 1956 


Herr Vorsitzender, 

Ich bestätige den Empfang Ihres heutigen Schreibens, 
lautend wie folgt; 

»Von schweizerischer Seite ist gelegentlich der Zoll- 
verhandlungen, die zu dem am 16. November 1955 Unter- 
zeichneten Dritten Zusatzabkommen zum deutsch-schwei- 
zerischen Zollvertrag vom 20. Dezember 1951 geführt 
haben, der Wunsch vorgebracht worden, das bisherige 
bei Zolltarifnr. 5924 B vereinbarte Zollzugeständnis für 

Müllergaze, als Meterware oder fertiggestellt; 

aus Seide v 5 '^/o (autonom 20 ®/o) 

aus anderen Spinnstoffen .... v 8 Vo (autonom 20 ^/o) 

in der Weise zu ändern, daß leinwandbindige Gewebe 
in das Zollzugeständnis einbezogen werden. 

Die deutsche Seite war bereit, diesem Wunsch Rech- 
nung zu tragen, jedoch sollten zur Sicherung der Zweck- 
bestimmung die als Müllergaze eingeführten Gewebe so- 
wohl ganz in Dreherbindung als auch in Dreher- und 
Leinwandbindung als auch ganz in Leinwandbindung 
durch einen Stempelaufdruck gekennzeichnet werden. 

Wie der Schweizerischen Gesandtschaft in Köln durch 
Verbalnote mitgeteilt worden ist, besteht deutscherseits 
Bereitschaft, den deutsch-schweizerischen Zollvertrag in 
Anlage A Teil II dahin zu erweitern, daß hinter der Be- 
stimmung „Zu den Tarifnrn. 5702, 5811 und 5812" ein- 
gefügt wird: 

„Zu Tarifnr. 5924 B 

Die Zollsätze von 5Uo bzw. 8Vo des Wertes gelten für 
Müllergaze in Bahnen von unbestimmter Länge oder 
in quadratischen oder rechteckigen Stücken (Meter- 
ware) mit einer Größe von mehr als 1,5 qm, auch ge- 
säumt (fertiggestellt), nur dann, wenn sie durch folgen- 
den Aufdruck gekennzeichnet ist: Der Aufdruck muß 
gemäß Abbildung 1 der Anlage die Form eines Recht- 
eckes von mindestens 8 cm Flöhe und von mindestens 
5 cm Breite haben. Das Rechteck wird durch eine mas- 
sive Umrandung von mindestens 0,5 cm Breite gebildet 
und enthält zwei sich schräg kreuzende massive Balken 
von je mindestens 0,7 cm Breite. Die Farbe des Auf- 
drucks ist rot und muß lichtecht und wasserunlöslich 
sein. 

Der Aufdruck muß gemäß Abbildung 2 der Anlage an 
den Rändern unter Freilassung der Webkanten oder 
an deren Stelle der Säume in der Kettrichtung in Ab- 
ständen von je etwa 1 m auf jeder Seite wechselweise 
so angebracht sein, daß er in regelmäßiger Folge nach 
je etwa 50 cm Gewebelänge auf dem rechten und 
linken Rand des Gewebes erscheint." 
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Diese Vereinbarung soll auch für das Land Berlin 
gelten, sofern nicht die Regierung der Bundesrepublik 
Deutschland gegenüber dem Schweizerischen Bundesrat 
binnen drei Monaten nach Inkrafttreten der Vereinbarung 
eine gegenteilige Erklärung abgibt. 

Diese Vereinbarung bedarf der Ratifizierung. Sie tritt 
am 10. Tage nach dem Austausch der Ratifikationsurkun- 
den, der in Bern stattfinden soll, in Kraft. 

Ich bitte Sie, mir Ihr Einverständnis hierzu mitzuteilen. 

Genehmigen Sie, Herr Vorsitzender, den Ausdruck mei- 
ner ausgezeichneten Hochachtung. 


Diese Vereinbarung soll auch für das Land Berlin 
gelten, sofern nicht die Regierung der Bundesrepublik 
Deutschland gegenüber dem Schweizerischen Bundesrat 
binnen drei Monaten nach Inkrafttreten der Verein- 
barung eine gegenteilige Erklärung abgibt. 

Diese Vereinbarung bedarf der Ratifizierung, Sie tritt 
am 10. Tage nach dem Austausch der Ratifikationsurkun- 
den, der in Bern stattfinden soll, in Kraft.« 

Ich beehre mich, Ihnen mein Einverständnis mit Ihren 
Ausführungen bekanntzugeben. 

Genehmigen Sie, Herr Vorsitzender, den Ausdruck 
meiner ausgezeichneten Hochachtung. 


Lahr 


Schaffner 


An den 

Vorsitzenden der 
Schweizerischen Delegation 
Herrn Minister Schaffner 
Bonn 


An den 

Vorsitzenden der 
Deutschen Delegation 
Herrn Gesandten Lahr 
Bonn 


Anlage 


Abbildungen für die Abstempelung von Müllergaze 

(Tarifnr. 5924-B) 

Abbildung 1 Abbildung 2 



Zahlen in cm 


Bundesdruckerei Bonn 9273 12. 57 
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